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Bundespolizei im Stich gelassen:
Vertrauen in den Rechtsstaat auf der

Kippe
Die neue Vorgabe aus Niedersachsen gefährdet den

Rechtsstaat und das Vertrauen der Bürger in Polizei und
Politik.

In der aktuellen Diskussion um die Rolle der Bundespolizei in
Deutschland stehen Fragen im Raum, die nicht nur die
Polizeiarbeit selbst, sondern auch das Vertrauen der
Bevölkerung in den Rechtsstaat betreffen. Die Politik scheint den
Beamten, die zum Schutz und zur Durchsetzung der Gesetze da
sind, nicht nur Hindernisse vorzusetzen, sondern sie nun sogar
aktiv zu behindern.

Die Vorgaben aus Niedersachsen haben tiefgreifende
Auswirkungen auf die abschreckenden Maßnahmen gegen



ausländische Straftäter. Diese neuen Richtlinien stellen nicht nur
eine Herausforderung für die Polizisten dar, die sich um die
Rechtssicherheit bemühen, sondern gefährden insgesamt das
Fundament des Rechtsstaates. Wenn Gesetze und deren
Durchsetzung in Frage gestellt werden, läuft die Gefahr, dass die
Bürger das Vertrauen in die Institutionen verlieren.

Die Herausforderung für die Bundespolizei

Bundespolizisten sind in der primären Verantwortung, die
ordnungsgemäße Anwendung des Rechts zu gewährleisten und
sicherzustellen, dass der Rechtsstaat intakt bleibt. Doch recent
Änderungen und strittige Weisungen aus der politischen Arena
hinterlassen einen schalen Beigeschmack. Insbesondere der
Vorwurf, die Politiker würden den Beamten nicht nur Steine in
den Weg legen, sondern ihnen auch in den Rücken fallen, zeugt
von der enormen Frustration, die innerhalb der Polizei herrscht.

Die herausfordernde Realität, mit der die Bundespolizisten
konfrontiert werden, wird von vielen Bürgern nicht ausreichend
wahrgenommen. Die Berichterstattung über die tatsächlichen
Schwierigkeiten bei Abschiebungen und die ständig steigenden
Zahlen illegaler Migration passt nicht zum Bild, das viele
Menschen über die Effizienz des Staates haben. Die
komplizierten Vereinbarungen auf politischer Ebene und die
Entscheidungsträger scheinen oft in einem abgehobenen Raum
zu agieren, ohne die praktischen Gegebenheiten, mit denen die
Polizisten zu kämpfen haben, zu berücksichtigen.

Folgen der Politik

Am Beispiel der jüngsten Ereignisse in England wird deutlich,
was passiert, wenn der Rechtsstaat nicht mehr funktioniert.
Krawalle und gesellschaftliche Unruhen sind oft das Resultat
eines schwindenden Vertrauens in die staatlichen Institutionen.
Wenn das Gefühl entsteht, dass die Gesetze nicht durchgesetzt
werden, könnte der Unmut der Bürger wachsen. Der
Bundeskanzler hatte vor einem Jahr noch versprochen, dass



Deutschland beim Thema Abschiebungen in die Offensive gehen
werde, doch die Realität sieht anders aus. Diese Diskrepanz
zwischen Ankündigung und tatsächlichem Handeln führt zu
einem Gefühl des Vertrauensverlustes und Skepsis gegenüber
der Politik.

Besonders besorgniserregend ist der Eindruck, dass die Politik
den Bürgern nicht die Wahrheit sagt, was die Dimension der
illegalen Migration betrifft. Bundeskanzler Scholz hat kürzlich
erklärt, dass die Zahlen gesunken seien, doch der gegenteilige
Eindruck macht sich breit. Viele Menschen beobachten die
Entwicklung und sollten sich berechtigt fragen, ob die offiziellen
Statistiken tatsächlich die Realität widerspiegeln oder ob sie
einem veralteten Narrativ folgen sollen.

Es ist alarmierend, dass die Bundespolizei nicht nur in ihrer
Arbeit behindert wird, sondern auch in ihrem Ansehen. Ein
starkes Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit ist entscheidend für
die Stabilität der Gesellschaft. Wenn Bürger das Gefühl haben,
den Wahrern des Rechts nicht mehr vertrauen zu können, ist
das ein ernsthafte Warnsignal.

Ein Blick auf die Eingaben der Bürger

Die wiederholte Enttäuschung über die politischen
Entscheidungen und deren Einfluss auf die Polizeiarbeit hat auch
die Bürger erreicht. Es kommen vermehrt Stimmen auf, die
fordern, dass der Gesetzgeber sich klar zu seinen
Verpflichtungen bekennt und dafür sorgt, dass die Polizei
tatsächlich bei der Durchsetzung des Rechts unterstützt wird.
Politische Entscheidungen müssen die Realität anerkennen und
die Polizeibeamten dabei unterstützen, ihren Pflichten ohne
ständige Einschränkungen nachzukommen.

Es bleibt zu hoffen, dass ein Umdenken in der Politik stattfinden
wird, das den Menschen auf der Straße das wichtige Gefühl der
Sicherheit und das Vertrauen in ihre Institutionen zurückgibt.



Hintergrund und politische Kontexte

Die Thematik der Abschiebungen ausländischer Straftäter ist in
Deutschland seit Jahren ein zentrales politisches Thema. Die
Debatte dreht sich oft um die Balance zwischen
Rechtsstaatlichkeit und dem Bedürfnis nach Sicherheit. Die
bundesdeutsche Rechtsordnung sieht vor, dass ausländische
Staatsbürger, die straffällig werden, unter bestimmten
Bedingungen in ihre Heimatländer abgeschoben werden können.
Der Druck auf die Politik, konsequente Maßnahmen zu ergreifen,
ist in den letzten Jahren gewachsen, besonders vor dem
Hintergrund steigender Zahlen von Asylbewerbern und
Einwanderern.

Im Jahr 2015, während der Flüchtlingskrise, stieg die Zahl der
Asylsuchenden sprunghaft an. Laut den Statistiken des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) wurden allein
im Jahr 2015 über 890.000 Asylanträge gestellt. Dies führte
nicht nur zu einer Überlastung der Behörden, sondern auch zu
einer intensiveren politischen Diskussion über die
Integrationsfähigkeit und die Kriminalitätsraten unter Migranten.
Während die Politiker sich um die Integration bemühten, gab es
immer wieder Vorfälle und Statistiken, die eine höhere
Kriminalitätsrate unter bestimmten Gruppen von Migranten
kritisierten. 

Aktuelle Statistiken und Daten

Laut den neuesten Berichten des Bundeskriminalamts (BKA) sind
die Zahlen der registrierten Straftaten insgesamt in den letzten
Jahren rückläufig. Dennoch bleibt die Debatte über die
Kriminalität von Migranten umstritten. Im Jahr 2022 wurden rund
236.000 Fälle von kriminellen Handlungen von Ausländern
registriert, was etwa 26% der gesamten Kriminalität ausmacht.
Diese Zahlen zeigen, dass die Kriminalität unter Ausländern ein
ernstes Thema bleibt und nicht ignoriert werden kann.

Zusätzlich wiesen Umfragen des Meinungsforschungsinstituts



Infratest dimap aus dem Jahr 2023 darauf hin, dass mehr als
60% der befragten Bürger sich um die innere Sicherheit sorgen
und von der Bundesregierung konsequente Maßnahmen zur
Bekämpfung der Kriminalität erwarten. Diese Daten
verdeutlichen den wachsenden Druck auf die Politik, sowohl
rechtsstaatliche Prinzipien zu wahren als auch die Sicherheit der
Bürger zu gewährleisten. 

Außerdem erheben zahlreiche Hilfsorganisationen und
Verbände, wie die Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ), die Stimme gegen diskriminierende
Maßnahmen, die unter dem Deckmantel der Sicherheit verhängt
werden. Die Herausforderungen bestehen darin, wie die
Gesellschaft die Balance zwischen der Wahrung des
Rechtsstaats und der Bekämpfung von Kriminalität finden kann.
– NAG
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